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Datum 

2 O. Juli 2000 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den Führerschein geändert wird 

Die NÖ Landesregierung hat beschlossen, zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Bundesgesetz über den Führerschein (Führerscheingesetz - FSG, BGB!. I 

Nr. 120/1997 idF BGBI. I Nr. 134/1999) geändert wird, wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Z. 6: 

Es wird angeregt zu überprüfen, ob nicht die Organe des öffentlichen Sicherheits­

dienstes berechtigt werden sollten, allenfalls einen derartigen Mopedausweis vor­

läufig abzunehmen (etwa bei der vorläufigen Führerscheinabnahme). 

Unklar ist in diesem Zusammenhang, wie die Rechtslage ist, wenn eine Lenkberech­

tigung nur zum Teil entzogen wird. Eine Präzisierung wäre erforderlich. 

2. ZuZ.11: 

Hier wäre klar zu stellen, ob die vorgesehene Befristung in den Führerschein einzu­

tragen ist. 

NÖ VERFASSUNGSDIENST 

Parteienverkehr: Dienstag 8 - 12 Uhr und 16 - 19 Uhr; St. PÖlten, Landhausplatz 1, Haus 3 - Mistelbach 
zu erreichen mit: Wiesel-, Regional- und Citybus - Zufahrt: Parkgarage P 3 

zum Regionaltarif telefonisch erreichbar über die Telefon-Nr.lhrer NÖ Bezirkshauptmannschaft, 
dann die Nr. 800 sowie die jeweilige Klappe des Bearbeiters bzw. mit Nr. 9 die Vermittlung 

Telefax (0 27 42) 200 3610 - Fernschreibnummer 15507 - e-mail post.landnoe@noel.gv.at 
DVR: 0059986 
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In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass durch die wiederholten 

Änderungen im Bereich der Lenkberechtigung für die Klasse C und Unterklasse C 1 

sowie durch die beabsichtigte Neuregelung mit vermehrten Anfragen bei den Bezirks­

verwaltungsbehörden und somit mit einem höheren Verwaltungsaufwand zu rechnen 

ist. 

3. Zu Z. 13: 

Die Formulierung "glaubhaft machen" ist nach Ansicht der NÖ Landesregierung unklar. 

Eine Präzisierung - zumindest in den Erläuterungen - wäre erforderlich. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 

übermittelt. 

NÖ Landesregierung 

Dr. P rö II 

Landeshauptmann 
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LAD1-VD-8626/60 

1. An das Präsidium des Nationalrates (25-fach) 

2. an das Präsidium des Bundesrates 

3. an alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder 

des Bundesrates 

4. an alle Ämter der Landesregierungen 

(zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 

5. an die Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

7. an den Landtag von Niederösterreich 

(zu Handen des Herrn Präsidenten) 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung 

:l)~tJ0~ 

NÖ Landesregierung 

Dr. Pröll 

. Landeshauptmann 
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